
   
 

Niederschrift über die Bürgerversammlung nach Art. 18 der Bayerischen 

Gemeindeordnung am Donnerstag, 25.06.2026, um 19 Uhr, in der KUFA, Ohmstraße 3, 

96050 Bamberg  

 

Um 19 Uhr eröffnet der Oberbürgermeister die Bürgerversammlung in der KUFA, Ohmstraße 3, 
96050 Bamberg. Er begrüßt die ca. 105 anwesenden Bürgerinnen und Bürger sowie die Mitglieder 
des Bamberger Stadtrates. 

Der Oberbürgermeister stellt nach der Begrüßung fest, dass die Ladung zur Bürgerversammlung 
ordnungsgemäß und fristgerecht erfolgt ist. Außerdem weist er darauf hin, dass nach Art. 18 Abs. 3 
der Bayerischen Gemeindeordnung nur Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bamberg das Wort 
erhalten können. Nicht-Gemeindeangehörige mit Versammlungsbeschluss das Wort erhalten 
dürfen, sie aber nicht zur Antragstellung berechtigt sind.  

Die anwesenden Bürgerinnen und Bürger werden gebeten, ihre Wortmeldungen auf den 
ausliegenden Vordrucken unter Angabe des Namens und der Adresse einzutragen. Der 
Oberbürgermeister bietet an, dass Wortmeldungen von Bürgerinnen und Bürgern die mit Kindern 
anwesend sind, in der Behandlung vorgezogen werden können. Die betroffenen Eltern sollen dies 
auf dem Wortmeldungszettel vermerken. 

Vor Beginn des offiziellen Teils unterrichtet der Oberbürgermeister darüber, dass die gesamte 
Bürgerversammlung auf Tonträger aufgezeichnet wird. Die Redner, die eine Aufzeichnung des 
eigenen Wortbeitrages nicht wünschen, können der Aufzeichnung vor Redebeginn widersprechen. 
Die Bürgerversammlung erklärt sich einstimmig mit dieser Verfahrensweise einverstanden. 

Nach der Datenschutzgrundverordnung, die am 25.05.2018 in Kraft getreten ist, wird darauf 
hingewiesen, dass Fotos von der Bürgerversammlung zu machen für die Öffentlichkeitsarbeit der 
Stadt Bamberg verwendet werden. Wer nicht fotografiert werden möchte, hat jederzeit das Recht 
und die Möglichkeit, den Fotografen darauf hinzuweisen, der dies beachtet.  

Der Oberbürgermeister schlägt vor, dass die Versammlung nach erfolgter Aussprache gegen 21 
Uhr enden soll. Die Versammlung beginnt mit dem Bericht des Oberbürgermeisters, danach Eintritt 
in die allgemeine Aussprache.  

Wortmeldungen: 

Antrag 1 

An Silvester 2025 haben mehrere erwachsene Personen mehrere Feuerwerkskörper aus kurzer 
Entfernung auf unseren Wohnblock geschossen und diesen getroffen.  

Antrag: Ich beantrage deshalb, dass in Bamberg Feuerwerkskörper nur im Abstand von 100 Metern 
von Gebäuden abgeschossen werden dürfen. 

Der Referent für Sicherheit, Recht und Ordnung führt hierzu aus, dass hierfür keine allgemeine 
Rechtsgrundlage vorhanden ist und die Stadt hieran gebunden ist. Daher müssen 
Einzelfallprüfungen erfolgen. 

Der Referent für Sicherheit, Recht und Ordnung sagt eine Prüfung und schriftliche 
Beantwortung zu. 



   
Antrag 2 

Ist jemand von der Stadt bei Veranstaltungen der AfD anwesend, um eine Form von Realitäts-Check 
zu machen? Wie stellt sich die AfD z.B. in der Presse dar und ist das deckend mit den öffentlich 
rassistischen, diskriminierenden und menschenverachtenden Äußerungen gegenüber Menschen 
mit Migrationshintergrund und queeren Menschen, wie sie z.B. während dem Bürgerdialog der AfD 
am letzten Dienstag (23.06.2026) geäußert wurden. 

Der Geschäftsführer der BCE Bamberg Congress + Event GmbH antwortet, dass die BCE Bamberg 
Congress + Event GmbH bei der Vermietung von Veranstaltungsorten einer Kontrahierungspflicht 
unterliegt. Sofern der Vertragspartner nicht gegen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
verstößt, ist dieser anzunehmen. 

Der Referent für Sicherheit, Recht und Ordnung ordnet ein, dass nach der städtischen 
Hallennutzungssatzung auch politische Parteien diese mieten und nutzen dürfen. Die Verwaltung ist 
hierbei zur Neutralität und Gleichbehandlung verpflichtet. 

Die Antragstellerin stellt keinen Antrag. 

Antrag 3 

Antrag an den Stadtrat der Stadt Bamberg Maßnahmenpaket zur Eindämmung der Vermüllung 
durch Zigarettenkippen im öffentlichen Raum.  

Beschlussvorschlag:  

Die Stadt Bamberg entwickelt und setzt ein kommunales Maßnahmenpaket zur Reduzierung der 
Vermüllung durch Zigarettenkippen im öffentlichen Raum um. Die Verwaltung wird beauftragt, die 
nachfolgenden Maßnahmen zu prüfen und schrittweise umzusetzen. Ähnliche Konzepte haben 
bereits die Städte Dachau, Erlangen, Bayreuth:  

1. Ordnungsrechtliche Maßnahmen  
Zigarettenkippen stellen eine der häufigsten Formen des sogenannten Litterings dar und 
verursachen erhebliche Kosten für die Stadtreinigung. Obwohl das Wegwerfen von 
Zigarettenkippen auf Straßen, Plätzen und Grünanlagen eine Ordnungswidrigkeit darstellt, ist die 
abschreckende Wirkung der derzeitigen Bußgelder begrenzt. Die Verwaltung wird daher beauftragt 
zu prüfen,  

• ob die Ahndung von Kippen-Littering im Rahmen der bestehenden rechtlichen 
Möglichkeiten verschärft werden kann,  

• ob eine Anhebung des Verwarnungs- bzw. Bußgeldes von derzeit 25 Euro auf einen Bereich 
von 50 bis 80 Euro rechtlich möglich und sachgerecht ist,  

• und ob die Stadt Bamberg über den Bayerischen Städtetag auf eine landesweit einheitliche 
und wirksame Regelung hinwirken kann. 

2. Vollzug bestehender Vorschriften  
Bußgelder entfalten ihre Wirkung nur dann, wenn Verstöße auch tatsächlich verfolgt werden. 
Deshalb sollen die bestehenden Regelungen konsequenter durchgesetzt werden. Hierzu werden 
folgende Maßnahmen vorgeschlagen:  

• öffentlichkeitswirksame Bekanntmachung der geltenden Bußgeldvorschriften,  
• regelmäßige Schwerpunktkontrollen durch den kommunalen Ordnungsdienst an 

bekannten Raucher-Hotspots,  
• in einer ersten Phase verstärkte Präventionsarbeit des Ordnungsdienstes durch Information 

und die Ausgabe kostenloser Taschenaschenbecher,  
 



   
 

• in einer zweiten Phase konsequente Verhängung von Verwarnungs- und Bußgeldern bei 
Verstößen.  

3. Kostenlose Verteilung von Taschenaschenbechern  
Die Stadt Bamberg stellt in Zusammenarbeit mit lokalen Unternehmen, Sponsoren und 
Umweltorganisationen kostenlose Taschenaschenbecher zur Verfügung. Die Ausgabe soll 
insbesondere erfolgen:  

• bei Stadtfesten und Veranstaltungen,  
• im Bürgeramt,  
• bei Umweltaktionen,  
• über die Tourist-Information,  
• durch den Kommunalen Ordnungsdienst im Rahmen von Präventionsmaßnahmen.  
• Unsere städtischen Reinigungskräfte müssen die Stummel entweder einzeln auflesen. Die 

Kosten für diese Reinigungsarbeiten könnten stattdessen für Anschaffung und Verteilung 
der. Taschenbecher investiert werden.  

• Beispielhaft funktioniert dies bereit in den Städten Dachau, Erlangen, Bayreuth. 
4. Ausbau der Entsorgungsinfrastruktur  

Um eine ordnungsgemäße Entsorgung zu erleichtern, wird die Verwaltung beauftragt,  
• zusätzliche Aschenbecher an stark frequentierten Standorten zu installieren,  
• bestehende Abfallbehälter mit integrierten Kippeneinwürfen nachzurüsten.  
• innovative Sammelsysteme wie sogenannte Abstimmungs- oder Wahlaschenbecher zu 

prüfen und gegebenenfalls testweise einzusetzen (Ballot Bins).  

Besonders berücksichtigt werden sollen Bushaltestellen, der Bahnhofsbereich, öffentliche Plätze, 
Sitzbänke.  

5. Informations- und Sensibilisierungskampagne  
Die Stadt führt eine Informationskampagne unter dem Motto ,,Bamberg bleibt sauber- Die Erde ist 
kein Aschenbecher" durch. Dabei sollen Schulen, die Universität Bamberg, Gastronomiebetriebe, 
Vereine und weitere gesellschaftliche Akteure einbezogen werden.  
 
Die Kampagne soll insbesondere informieren über:  

• die Umweltbelastung durch Zigarettenkippen,  
• die Kunststoffbestandteile von Zigarettenfiltern,  
• die Gefahren für Gewässer, Böden und Tiere,  
• die geltenden Bußgeldvorschriften.  

Die Bildungsregion Bamberg wird gebeten, einen mobilen Bildungskoffer zum Thema „Kippenmüll" 
zusammenzustellen, der von Schulen, Jugendverbänden und Vereinen ausgeliehen werden kann. 
Dieser soll insbesondere Informations- und Unterrichtsmaterialien, eine Ausstellung der 
Naturfreunde, Greifzangen, Handschuhe und Müllsäcke für Sammelaktionen sowie einen 
Abstimmungs- oder Wahlaschenbecher enthalten. 

Da insbesondere an Bushaltestellen und Ruhebänken häufig Zigarettenkippen entsorgt werden, 
sollen dort durch die zuständigen städtischen Stellen Hinweisschilder angebracht werden, die auf 
die Umweltfolgen aufmerksam machen und zur ordnungsgemäßen Entsorgung auffordern. Ein 
möglicher Text lautet: 

Die Erde ist kein Aschenbecher 

Zigarettenkippen vergiften die Umwelt 

Bitte keine Kippen auf den Boden werfen! 



   
 

6. Kippenprävention bei Veranstaltungen  
Bei Open-Air-Veranstaltungen im Stadtgebiet soll verstärkt auf die Vermeidung von Kippenmüll 
hingewirkt werden. Veranstalter sollen im Rahmen von Genehmigungen verpflichtet bzw. 
angehalten werden,  

• ausreichend Aschenbecher bereitzustellen,  
• Reinigungskonzepte für Raucherbereiche vorzulegen,  
• Taschenaschenbecher an Besucherinnen und Besucher auszugeben.  
• Aufstellung von Bannern und Hinweistafeln, die zur ordnungsgemäßen Entsorgung von 

Zigarettenkippen in Aschenbechern und Abfallbehältern aufrufen.  
7. Monitoring und Berichtswesen  

Die Verwaltung berichtet dem Stadtrat einmal jährlich über  

• die Umsetzung der Maßnahmen,  
• den Reinigungsaufwand im Zusammenhang mit Kippenmüll,  
• die Entwicklung der Kippenbelastung an ausgewählten Standorten,  
• die Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen.  

Begründung: 

Zigarettenkippen gehören zu den häufigsten Abfallarten im öffentlichen Raum. Die Filter bestehen 
überwiegend aus Kunststofffasern und bauen sich nur sehr langsam ab. Darüber hinaus enthalten 
Zigarettenreste zahlreiche Schadstoffe, die durch Niederschläge in Böden, Grünflächen und 
Gewässer gelangen können.  

Auch in Bamberg sind insbesondere an Bushaltestellen, öffentlichen Plätzen, Veranstaltungsflächen 
sowie im Bahnhofsumfeld regelmäßig größere Mengen von Zigarettenkippen festzustellen. Dies 
beeinträchtigt das Stadtbild, verursacht zusätzliche Reinigungskosten und belastet Umwelt und 
Gewässer.  

Erfahrungen zahlreicher Kommunen zeigen, dass eine Kombination aus Aufklärung, ausreichender 
Entsorgungsinfrastruktur, niedrigschwelligen Entsorgungsmöglichkeiten sowie einer konsequenten 
Ahndung von Verstößen deutlich wirksamer ist als Einzelmaßnahmen.  

Mit dem vorliegenden Maßnahmenpaket kann die Stadt Bamberg einen wichtigen Beitrag zur 
Stadtsauberkeit, zum Umwelt- und Gewässerschutz sowie zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität im 
öffentlichen Raum leisten. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Antrag 4 

Der Stadtrat wird aufgefordert nach jahrzehntelanger Diskussion in diesem Jahr die fachlichen und 
beschlussmäßigen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass  

1. der Verkehr am Jakobsberg massiv und nachhaltig reduziert wird,  

2. von der Verwaltung Sofortmaßnahmen ergriffen werden, um insbesondere den desolaten 
Straßenzustand am Jakobsberg zu verbessern, das laufende Befahren des Gehsteiges mit 
geeigneten Maßnahmen zu unterbinden und die Schulwegsicherheit zu gewährleisten sowie  

3. die seit 2004 vorliegende Straßenausbauplanung für den Jakobsberg in Abstimmung mit den 
Anwohnern noch im Jahr 2026 überarbeitet und die Baumaßnahme im Folgejahr durchgeführt wird.  

 



   
Begründung:  

Seit über 130 Jahren steht unser Haus am Jakobsberg. Unsere Familie wohnt dort zwischenzeitlich 
in der 5.Generation. Vor allem in den letzten 30 Jahren werden wir und alle anderen Anwohner am 
Jakobsberg stetig zunehmend durch Straßen- und Verkehrsprobleme massiv belastet.  

Gerade in den letzten Jahren wurden und werden über den Jakobsberg immer wieder Umleitungen 
ausgewiesen. Egal ob es Baumaßnahmen in der Sutte, am Kaulberg oder am Michelsberg waren 
und sind. Die „Umleitungsstrecke“ Jakobsberg, die schon früher kaputt war, musste den verlagerten, 
zusätzlichen Verkehr und samt dem LKW-Baustellenverkehr aufnehmen – und ist heute noch 
„kaputter“.  

Nur eines hat sich nicht verändert – die ohnehin schon schmale Straße ist trotz zunehmendem 
Verkehr einfach nicht breiter geworden. Neben diesen Umleitungen hat der Verkehr aber auch aus 
anderen Gründen in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Denn - entgegen früheren 
Absichtserklärungen der Politik z. B. im Rahmen des Mediationsverfahrens „Mobilität im Bergebiet“ 
- sind in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer neue Maßnahmen realisiert worden, die mehr 
Verkehr im Berggebiet verursachen. So wurde die Caritas Fachschule für Sozialpädagogik neu 
gebaut und teilweise aus der Innenstadt an den Jakobsberg verlagert. (Anmerkung dazu: Ein im  

Baugenehmigungsverfahren mit als Grundlage für eine positive Verbescheidung genannter 
Städtebaulicher Vertrag zur Vermeidung von Parksuchverkehr im Umfeld der FAKS kam mit der 
Caritas nie zustande.) Die Musikschule residiert jetzt an der St.-Getreu-Straße. Die Sozialstiftung hat 
die Ambulanzen des Klinikums am Michelsberg in den letzten Jahren ausgebaut. Und schließlich 
wurde in Wildensorg auch noch ein neues Baugebiet ausgewiesen. Man könnte noch mehr 
anführen.  

Fakt ist, dass all diese Entscheidungen mehr Verkehr ins Berggebiet und insbesondere auch auf den 
Jakobsberg gebracht haben.  

Insgesamt ist daher festzuhalten, dass die Verkehrsbelastung am Jakobsberg durch geeignete 
Maßnahmen erheblich reduziert werden muss. Die Straße kann den aktuell dort auflaufenden 
Verkehr nicht mehr aufnehmen. Situationen, in denen regelmäßig nicht nur Busse und LKWs andere 
Verkehrsteilnehmer fast schon nötigen, auf den Gehsteig zu fahren und diesen als „Ausweichroute“ 
zu nutzen, müssen aufhören.  

Wir gehen bei uns aus dem Haus und es kommt oft vor, dass direkt an der Haustür auf dem Gehweg 
LKWs oder Autos vorbeifahren. Bis dato wurde nur das direkt am Haus stehende Guss-Fallrohr 
durch einen LKW kaputtgefahren, als er einem Bus im Gegenverkehr auswich. Ein von der Stadt 
dankenswerter Weise angebrachter Sperrpfosten auf dem Gehsteig auf der Seite des Altersheimes 
wird fast regelmäßig umgefahren. Auch Radfahrer weichen mittlerweile schon auf den Gehsteig 
aus; dies aber meist wegen des schlechten Straßenzustandes.  

Sicherheit für Anwohner und Fußgänger schaut aus unserer Sicht anders aus. Und da reicht es nicht, 
wenn wir seitens der Verwaltung darauf hingewiesen werden, dass das Befahren eines Gehsteiges 
nicht erlaubt sei und sich Autofahrer daran zu halten hätten.  

Die Ursache für den desolaten Zustand der Straße liegt im Jahre 1997 als die Stadtwerke zwischen 
Jakobsplatz und der Storchsgasse neue Gas- und Wasserleitungen verlegten, weil vorher laufend 
Rohrbrüche waren. Die Straße wurde aber in Abstimmung mit der Stadt nie wieder richtig 
hergerichtet. Denn es sollte in der Folge der Kanal neu gebaut und in einem Zug die Straße saniert 
werden. Die Kanalsanierung erfolgte mit „Inlinern“ also ohne Aufbruch der Straße, die 
Straßensanierung fiel aus und der provisorische Straßenzustand blieb - bis heute. Der damalige  

 



   
 

Baureferent eröffnete den geladenen Anliegern im Dompfarrheim dann 2002, dass die Straße 
Jakobsberg unbedingt und dringend saniert werden müsse. Wir Anlieger erhielten sogar  

Mitteilungen der Stadt, in welcher Höhe wir Straßenausbaubeiträge für die damals geplante 
Straßensanierung hätten zahlen müssen. In einem Schreiben des Baureferates zu diesem Thema 
vom 30.05.2003 steht sogar konkret: „Danach (Anm.: Bezug waren die laufen Planungen) erfolgen 
Ausschreibung und Vergabe der Bauarbeiten. Diese werden voraussichtlich 2003 beginnen.“  

Die Pläne gab es vom Ing.-Büro Höhnen und Partner. Nur ausgeführt wurden sie nie. 

Dieser damalige Straßenzustand hat sich verändert. Er ist noch schlechter geworden. Daher muss 
sich jetzt endlich am Jakobsberg auch vom Straßenbau her etwas tun.  

Mit Schreiben vom 12.06.2018 (das der Stadt Bamberg vorliegt) hat sich sogar die Regierung von 
Oberfranken dankenswerter Weise auf ein Schreiben unsererseits mit den schon damals 
bestehenden Problemen am Jakobsberg befasst und abschließend u.a. festgestellt: „Die Stadt 
Bamberg ist als zuständige Behörde gefordert, entsprechende Entscheidungen herbeizuführen und 
umzusetzen“.  

Wir bitten den Stadtrat daher im Interesse der Bürger am Jakobsberg heute um eben solche 
konkreten Beschlüsse und Umsetzungen und keine neuerlich „verschiebenden Entscheidungen“.  

Als Grundlage dafür würden wir uns freuen, wenn die anwesenden Bürger Bambergs unseren 
Antrag unterstützen. Vielleicht erleben wir alle es dann einmal, dass am Jakobsberg auf breiten 
Gehsteigen rechts und links der Straße Rollstuhlfahrer aus dem Altenheim sich sicher bewegen 
können, die Kinder der beiden Kindergärten St. Michael und St. Elisabeth und die Schüler der 
Montessori- und der Domschule sich nicht mehr neben vorbeifahrenden LKWs und Bussen aus 
Angst an die Hauswände drücken und die Autos, LKWS und Busse ihre klar definierte 
Straßenfahrbahn benutzen – auch wenn sie hinter RadfahrerInnen herfahren müssen, die nicht 
mehr im Zickzack den Schlaglöchern am Jakobsberg ausweichen müssen. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Antrag 5 

Die Stadt Bamberg möge den Winkelweg in Gaustadt zum Verkehrsberuhigten Bereich ausweisen 
und entsprechend beschildern.  

Begründung:  

Der Winkelweg ist eine kurze Sackgasse mit zehn Häusern und einer einzigen Zufahrt von der 
Heßlergasse. Es gibt keinen Durchgangsverkehr- wer hier hineinfährt, wohnt hier oder besucht 
jemanden. Das Verkehrsaufkommen ist entsprechend gering.  

Was mich bewegt, ist vor allem die Situation der Kinder. Im Winkelweg leben derzeit 12 Kinder und 
Jugendliche, die die Straße täglich gemeinsam mit Freunden als Spiel- und Freizeitfläche nutzen. 
Einen Spielplatz gibt es in der unmittelbaren Umgebung nicht. Es wird gerannt, getobt, mit 
Straßenkreide gemalt. Einen durchgehenden Gehweg gibt es nicht- Fahrbahn und Aufenthaltsfläche 
befinden sich auf gleichem Niveau, sodass Kinder und Autos denselben Raum teilen. Da die Straße 
nicht beschildert ist, gilt dort formal Tempo 50, was der tatsächlichen Nutzung in keiner Weise 
entspricht. Diese Kombination aus vielen Kindern, fehlendem Gehweg und fehlender 
Geschwindigkeitsbegrenzung halte ich für nicht vertretbar.  

 



   
 

Ein Verkehrsberuhigter Bereich würde daran etwas Wesentliches ändern: Fahrzeuge müssen 
Schrittgeschwindigkeit fahren, und das Spielen auf der gesamten Fläche ist ausdrücklich erlaubt.  

Die baulichen Voraussetzungen sind im Winkelweg bereits weitgehend gegeben, da die Flächen 
ohnehin niveaugleich sind.  

Ein häufig vorgebrachtes Gegenargument bei solchen Umwidmungen- der Wegfall öffentlicher 
Parkplätze- spielt hier kaum eine Rolle, da die meisten Anwohner über eigene Stellplätze auf ihren 
Grundstücken verfügen.  

Dass solche Umwidmungen in Bamberg möglich und umsetzbar sind, hat die Stadt zuletzt im 
Neubaugebiet Megalith bewiesen, wo weite Teile des Gebiets im vergangenen Jahr zum 
Verkehrsberuhigten Bereich erklärt wurden- ebenfalls auf Initiative der dortigen Anwohner und mit 
ähnlicher Begründung.  

Ich bitte die Versammlung, diesen Antrag zu unterstützen, und die Stadt, die Prüfung der 
Umwidmung einzuleiten. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Antrag 6 

Ertüchtigung der Breitäckerstraße mit barrierefreier Geh- und Radverbindung zwischen "Ziegelei" 
und "Im Eichhorn". 

Es wird beantragt, dass die Stadt Bamberg die Breitäckerstraße im Abschnitt zwischen den 
Einmündungen "Ziegelei" und "Im Eichhorn" so ertüchtigt, dass eine sichere, beleuchtete und 
barrierefreie Geh- und Radverbindung zwischen der Siedlung auf dem Megalithgelände und dem 
Gaustädter Ortskern entsteht. 

Begründung: 

Das Megalithgelände soll für alle Menschen besser an das Gaustädter Stadtteilleben angebunden 
werden: für  

• Kinder,  
• ältere Menschen,  
• Menschen mit Mobilitätseinschränkungen,  
• Familien mit Kinderwagen sowie für  
• Fußgängerinnen, Fußgänger und  
• Radfahrende.  

Eine barrierefreie Geh- und Radverbindung stärkt die Teilhabe am sozialen, kirchlichen, Vereins- 
und Gemeinschaftsleben in Gaustadt (u.a. Besuch des Schwimmbads, des Fußballplatzes, 
Blaskapelle/Musikantentreffen, Freunde & Familie, Gottesdienst, Feste). 

Derzeit ist diese Teilhabe je nach Tageszeit, Jahreszeit und Wetterlage jedoch nur eingeschränkt 
möglich, da viele Bewohnerinnen und Bewohner mangels sicherer Verbindung auf Bus, privaten 
Pkw oder Mitfahrgelegenheiten angewiesen sind, um die Engstelle zu überbrücken. 

Die im Bebauungsplan G8A vorgesehene soziale Einrichtung auf dem Megalithgelände erhöht die 
Bedeutung einer barrierefreien Geh- und Radverbindung zusätzlich. Damit stellt sich auch aus Sicht 
des gesamten Stadtteils die Frage, wie diese Einrichtung aus Gaustadt sicher, barrierefrei und ohne 
Auto erreichbar gemacht werden kann. 



   
Der heutige Zustand der Breitäckerstraße steht dem entgegen.  

Im genannten Abschnitt besteht eine konkrete Gefahrenstelle: 

• Die Breitäckerstraße ist zwischen "Ziegelei" und "Im Eichhorn" nicht befestigt. 
• Es gibt dort keinen sicheren, barrierefreien Geh- und Radweg. 
• Es gibt dort keine Straßenbeleuchtung. 
• Die Straße ist so schmal, dass entgegenkommende Fahrzeuge nicht gefahrlos aneinander 

vorbeifahren können. Insbesondere Busse müssen mit einem Rad in den seitlichen Kies- 
bzw. Bankettbereich ausweichen.  

• Gerade bei Dunkelheit und/oder schlechter Witterung kommt es regelmäßig zu 
gefährlichen Situationen für alle, die dort zu Fuß, mit dem Rad oder mit Mobilitätshilfen 
unterwegs sind. 

• Durch die Kurve und die anschließende Kuppe ist der Abschnitt besonders unübersichtlich. 
• Hinzu kommt ein höheres Verkehrsaufkommen durch Ziel- und Durchgangsverkehr, unter 

anderem zur Tierklinik, zu den Kleingärten und zum Rothof. Die verkehrliche Sensibilität 
dieses Abschnitts zeigte sich bereits 2012, als es zeitweise zu einer Sperrung für den 
Durchgangsverkehr kam. 

Bestehende und angedachte Alternativen können diese Verbindung nicht gleichwertig ersetzen. Der 
Weg über den unteren Abschnitt der Breitäckerstraße und entlang der Gaustädter Hauptstraße ist 
schmal, steil und verkehrlich belastet. Eine mögliche Wegeführung im Bereich des Bebauungsplans 
G8A entlang des Brauereigeländes erscheint wegen erheblicher Höhenunterschiede nur 
eingeschränkt als barrierefreie Geh- und Radverbindung realisierbar. 

Beantragt wird ausdrücklich kein Ausbau der Breitäckerstraße zur Förderung zusätzlichen Kfz-
Verkehrs. Ziel ist ausschließlich eine sichere, alltagstaugliche und barrierefreie Geh- und 
Radverbindung. Die Planung soll natur- und wasserschutzverträglich erfolgen und die Belange des 
Wasserschutzgebiets Brunnen II sowie des geschützten Landschaftsbestandteils "Tongruben in 
Gaustadt" von Beginn an berücksichtigen. 

Die Stadt Bamberg wird daher aufgefordert, hierfür geeignete Planungsvarianten zu prüfen und 
die Umsetzung einer barrierefreien Geh- und Radverbindung in diesem Abschnitt voranzubringen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Antrag 7 

Antrag auf Umgestaltung und Umwidmung "Kunigundendamm" Abschnitt zwischen Marienbrücke 
und Bughofer Straße.  

Im Hinblick auf die jetzige Verkehrssituation und im Vorgriff einer Umgestaltung nach Beendigung 
des Bauprojektes "Tiefensammler" und im Hinblick auf Maßnahmen zur Klimaanpassung 
beantrage ich (im Namen vieler AnwohnerInnen) die Umgestaltung des Kunigundendamms.  

1. Einrichten einer Einbahnstraßenregelung stadtauswärts  

2. Umwidmung zur Tempo 30 Zone  

3. Einrichten beidseitiger Fahrradwege  

4. Zeitnaher Modellversuch für den Abschnitt  

5. Erstellen eines Verkehrskonzeptes für den Ortsteil Wunderburg und angrenzende Stadtteile  

6. Erstellen eines Entsiegelungs- und Begrünungsplanes für den Ortsteil Wunderburg und 
angrenzende Stadtteile  



   
Begründung:  

Die aktuelle Verkehrssituation stellt keine ausreichende Sicherheit für Fußgänger und Radfahrer 
dar. Besonders gefährdet sind SchülerInnen auf den Schulwegen und Menschen mit 
Geheinschränkungen. Die geradlinige Straße führt seit Jahren verstärkt zur "Raserei" zwischen 
Marienbrücke in beide Richtungen. Das Jahrhundertprojekt " Tiefensammler bietet die Gelegenheit, 
klimapolitisch und zukunftsweisende Neuplanungen vorzunehmen. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Antrag 8 

Die meisten kennen es. Man fährt arglos eine abschüssige Straße mit dem Fahrrad herunter, neben 
einem ist ein Auto und plötzlich taucht vor einem ein Schlagloch auf und man kann nicht mehr 
ausweichen. Gefährlich wird es vor allem mit schmalen Reifen oder für ältere Radfahrerinnen und 
Radfahrer.  

Aus diesem Grund beantrage ich ein Erfassungssystem für Straßenschäden mit folgenden drei 
Funktionsmöglichkeiten.  

Bürgerinnen und Bürger können Schlaglöcher, Straßenschäden auf einer Plattform am besten unter 
Angabe der nächstgelegenen Hausnummer melden. Um Doppelmeldungen zu vermeiden, sollen 
diese Angaben öffentlich einsehbar sein. 

Im zweiten Schritt trägt die Stadt den voraussichtlichen Reparaturtermin ein. 

Und am Schluss trägt die Stadt, die erfolgreiche Instandsetzung ein. 

Dieses Vorgehen könnte für Transparenz sorgen und den Bürgerinnen und Bürgern die Gewissheit 
geben, dass kein Schlagloch übersehen oder vergessen wird. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Antrag 9 

Antrag auf Erstellung eines Fußgänger- und Radwegeübergangs über die Straße Galgenfuhr auf 
Höhe der Schleuse Bamberg. Im weiteren Verlauf des Übergangs sollte eine Tempo-30-Zone von 
der Einmündung "Neue Bughofer Straße" bis zur Einmündung der Parkplätze des TSG 05 Bamberg 
eingerichtet werden.  

Das Überqueren der Galgenfuhr an der beschriebenen Stelle stellt die Fortführung des 
überregionalen Rad- und Fußwegs entlang des RMD-Kanals vom Bamberger Adenauer Ufer in 
Richtung Nürnberg und umgekehrt dar. Weiterhin ist eine Vielzahl von diversen Nutzungen wie die 
Sportplätze der Vereine SC 08, des BSC 1920, der KGV Sendelbach, die Solidarische Landwirtschaft 
sowie, seit Anfang des Jahres, ein alternativer Kindergarten und sonstige Freizeitflächen über 
diesen wichtigen Straßen-Übergang angebunden.  

Leider ist die Einsicht auf die Straße "Galgenfuhr", bedingt durch die Kurvensituation, stark 
eingeschränkt, so dass hier eine Geschwindigkeitsreduzierung sowie eine eindeutig 
gekennzeichnete Überquerung für Fußgänger und Radfahrer unbedingt erforderlich erscheint. 

Der Referent für Sicherheit, Recht und Ordnung sagt eine Prüfung und schriftliche 
Beantwortung zu. 



   
Antrag 10 

Einrichtung eines Solarbürgerparks: Die Idee ist, dass sich Bürger die im Ensemble-Gebiet wohnen, 
als Ausgleich für ein eventuelles Verbot des Anbringens, eine Fläche dort kaufen können und somit 
doch ihren eigenen Strom zu haben. 

Der Abteilungsleiter Netze der Stadtwerke Bamberg sagt zu, den Vorschlag zu prüfen und nach 
Möglichkeit auf das aktuelle bzw. auf zukünftige Projekte zu berücksichtigen. 

Die Baureferentin verweist ergänzend auf neue Möglichkeiten der Solarenergie im Ensemble-
Gebiet, welche mit der Denkmalpflege vereinbar sind. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 11 

Neue Straßenlaternen mit LED sind grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings stelle ich oft fest, dass 
diese nicht nur die Straße beleuchten, sondern auch Gärten etc. 

Gibt es eine Möglichkeit diese Lichtverschmutzung (Tiere, Menschen etc.) mit diesen neuen Lampen 
zu verringern? 

Der Abteilungsleiter Netze der Stadtwerke Bamberg ordnet ein, dass der Straßenraum 
ordnungsgemäß beleuchtet werden muss und hierfür bestimmte Winkel der Beleuchtung 
notwendig sind. Andererseits muss das individuelle Wohl des Anwohnenden berücksichtigt werden. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 12 

Es gibt seit Januar 2026 bei Abmeldung des Gasanschlusses zwei Möglichkeiten wie verfahren 
werden kann. Einmal Trennung vom Netz auf der Straße (Kosten: ca. 3500 Euro) oder eine 
Vorhaltepauschale von jährlich 147, 80 Euro netto! 

Wie wird diese Regelung umgesetzt? Tritt diese auch rückwirkend in Kraft? Wie wurden die 
Anschlussnehmer darüber informiert? Welche gesetzliche Grundlage gibt es dafür? 

Es ist für die Planung und Finanzierung schon wichtig eine Grundlage aller Kosten zu haben. Es 
macht auch keinen Sinn andere Energieträger zu fördern und dann kommen solche Kosten noch 
auf einen zu. 

Falls die Regelung noch Bestand hat wäre es sehr wünschenswert, wenn Gasabnehmer im Zuge 
einer Sanierung im Vorfeld (mind. ein Jahr) auf diesen Umstand (Kosten) hingewiesen werden 
würden. 

Der Abteilungsleiter Netze der Stadtwerke Bamberg ordnet ein, dass für Stilllegungen von 
Gasanschlüssen bei Grundstücken keine Kosten berechnet werden. Die Vorhaltpauschale für nicht 
genutzte Gasanschlüsse ist notwendig, da nach gesetzlichen Vorgaben im Turnus von zwei Jahren 
geprüft werden muss, ob der vorhandene Gasanschluss dicht ist. Die Kosten hierfür müssen 
verursachergerecht weiterverteilt werden. 

Der Antragssteller stellt keinen Antrag. 

 



   
Antrag 13 

Wie geht es mit den Treffen der Anwohner des Ankerzentrums weiter?  

Bisher fanden ca. halbjährlich Treffen mit der Stadtführung und Verantwortlichen statt. Bislang 
wurde kein weiteres Treffen kommuniziert. Zudem war ein konkreter Termin Anfang 2026 zur 
Besprechung Bushaltestelle Ankerzentrum geplant. Wie ist der derzeitige Stand? 

Der Oberbürgermeister erklärt, dass bereits der nächste Termin feststeht und für den 22. Oktober 
2026 angesetzt ist. 

Der Antragssteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 14 

An der Nördlichen Promenade gibt es keine Sitzgelegenheiten. Dafür gibt es viel Parksuchverkehr 
und schattige Parkplätze, die gerne benutzt werden. Sowohl die fahrenden wie auch die parkenden 
Autos kommen vorwiegend aus dem Landkreis Bamberg, aus Ober-/Unter- und Mittelfranken und 
aus weit entfernten Städten wie z.B. Kiel. Dieser schöne, schattige Platz ist zu schade für fahrende 
und parkende Autos. Ich beantrage, auf der Nördlichen Promenade, alle Parkplätze aufzuheben 
und anstelle der Parkplätze im Schatten der hohen Bäume Sitzbänke aufzustellen. 

Der „Steinspielplatz“ an der Promenadestraße 21 liegt in der prallen Sonne und wird praktisch nicht 
benutzt, weder als Spielplatz noch als Sitzplatz. An der nordöstlichen Seite sind als Begrenzung zum 
Autoparkplatz schone einige wenige Bügel zum Festketten von Fahrrädern. Diese sind meistens voll 
belegt mit mehreren Rädern pro Bügel. Ich beantrage, diese kleine Steinfläche als 
Fahrradabstellplatz mit möglichst vielen weiteren Bügeln zum Festketten von Fahrrädern 
umzugestalten. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Antrag 15 

Die Bürgerversammlung möge beschließen: Die Stadt prüft gemeinsam mit der Bamberger 
Spinnerei gGmbH ein Pilotprogramm „Schaufenster für Kunst". Die Schaufenster leerstehender 
Ladengeschäfte in der Innenstadt zeigen vorübergehend Kunst und verschönern so das Stadtbild. 
Die Spinnerei mietet die Flächen und vergibt sie an Künstler; die Kosten teilen sich Stadt und 
Spinnerei (Pilotphase im niedrigen vierstelligen Bereich, je zur Hälfte). 

Begründung: 

Mein Name ist (…), gebürtiger Bamberger. Ich habe die Bamberger Spinnerei gegründet, eine junge 
gemeinnützige Trägerin hier in der Stadt. In ihrer Satzung steht die Verschönerung unserer Stadt 
als Auftrag, und genau dafür stehe ich heute hier.  

Schön ist, dass der Stadt eine lebendige Innenstadt am Herzen liegt. Der neue Oberbürgermeister 
hat sie zu einem seiner wichtigsten Ziele gemacht. Dabei möchten wir mit anpacken. Denn ein leeres 
Schaufenster ist auch eine Einladung. Heute steht in der Innenstadt mancher Laden dunkel und 
verwaist, die Scheiben verhängt. Dabei wäre genau hinter diesen Scheiben Platz für etwas Schönes.  

Wie das gehen kann, sieht man am Bamberger Maler Cleff III: In der Langen Straße und am Grünen 
Markt, mitten im Herzen der Stadt, hängen seine Bilder hinter sonst leeren Scheiben, für alle sichtbar. 
Nach diesem Vorbild mietet die Spinnerei leere Ladengeschäfte und vergibt die Schaufenster an 
interessierte Künstler. Sind die Flächen wieder vermietet, geben wir sie frei. So wertet Kunst die 
ohnehin schöne Welterbestadt weiter auf und macht sie für Gäste noch einladender.  



   
 

Die Stadt muss das nicht allein tragen. Wir übernehmen den Betrieb, die Kosten teilen wir uns. Eine 
Schirmherrschaft der Stadt zeigt: Ein schönes Stadtbild ist uns gemeinsam wichtig. Sie hilft uns 
außerdem bei Förderprogrammen, für die eine städtische Beteiligung nötig ist.  

Ich freue mich, wenn die Bürgerversammlung diese Empfehlung mitträgt. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Antrag 16 

Sehr geehrte Stadt Bamberg, die Ansiedlung eines Bundeswehrstandorts hätte erhebliche 
Auswirkungen auf die Stadtentwicklung. Wir brauchen objektive Klarheit, welche Vor- und Nachteile 
durch die Ansiedlung eines Bundeswehrstandorts in Bamberg zu erwarten sind. Nur auf einer Basis 
aus Fakten können sich die Stadtverwaltung, aber auch die Bamberg vertretenden Abgeordneten 
bzw. politischen Vertretungen im Bundestag, Landtag und Stadtrat positionieren und Gespräche im 
Interesse ihrer Bürgerinnen und Bürger mit dem Bund führen. Diese Perspektive wäre auch wichtig 
für die Vermittlung für die Bürgerinnen und Bürger und die Ausrichtung der Stadtplanung.  

Daher beantrage ich eine Analyse zur Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Die Bürgerinnen und Bürger haben in aufwändigen, intensiven Konversionsarenen unter 
Beteiligung namhafter Fachbüros eine Planung erarbeitet. Es wurde betont was für eine 
große Chance für die Stadtentwicklung darin steckt. Auf den 450 Hektar sollten neue  
 
Wohngebiete, Gewerbeflächen, Versorgungseinrichtungen, Schulen, Kitas, Erholungsstätten 
(„Ost-Park") und direkte Durchwegungen zwischen der Gartenstadt und dem Stadion 
entstehen. Im traditionell eher benachteiligten bevölkerungsreichsten Stadtteil Bamberg-
Ost ist dadurch eine Aufbruchstimmung erwachsen und wurden große Hoffnungen und 
hohe Erwartungen geweckt. Der Bedarf an Wohnraum und Gewerbe ist seitdem eher 
gestiegen als gesunken. Der Bevölkerung zur Verfügung gestellt wurden bisher keine 100 
der 450 Hektar. Was würde eine Ansiedlung der Bundeswehr für die erarbeiteten Planungen 
bedeuten, speziell auf den zur Umsetzung östlich des Berliner Rings in Aussicht gestellten 
Plan der Wettbewerbssieger Morpho-Logic von 2015?  

Die folgenden Fragen bitte ich differenziert jeweils nach den potenziellen Bundeswehr-Standort 
Szenarien zu beleuchten um den möglichst besten Standort zu finden. Diese wären: 
A. Muna  
B. Flynn Housing (jetziges Ankerzentrum)  
C. Ehemalige Panzerkaserne  
D. Ehemalige Panzerwaschanlage östlich der Autobahn  
E. Zum Vergleich: Wenn kein Standort in Bamberg oder seiner direkten Umgebung entsteht 

2. Welche Auswirkungen hätte die Ansiedlung an diesen Optionen jeweils auf den 
angespannten Wohnungsmarkt in Bamberg? In welchem Ausmaß würde jeweils potenzielle 
Wohnraumfläche. wegfallen? In welchem Ausmaß würden Angehörige der Bundeswehr 
zusätzlich den Wohnungsmarkt beanspruchen? Was würde dies für die Kauf- und 
Mietpreise bedeuten?  

3. Welche realistischen Vor- und Nachteile wären darüber hinaus für die heimische Wirtschaft 
zu erwarten (vermehrte Nutzung von Gastronomie und Handel in der Umgebung; Bau-, 
Handwerks und Lieferaufträge; etc.)?  
3.1 Bezüglich der Ausschreibungen von Handwerks- und Lieferaufträgen bitte ich speziell 

zu 1 / 2 beleuchten: Besteht für die Bundeswehr eine bundesweite  



   
 
Ausschreibungspflicht? Können regionale Anbieter bevorzugt werden? In welchem 
Ausmaß besteht die Gefahr, dass Aufträge an deutschlandweite Bewerber gehen und 
die regionalen Betriebe leer ausgehen?  

4. In welchem Ausmaß ist durch einen Bundeswehrstandort die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
für den Bamberger Arbeitsmarkt zu erwarten?  

5. Welche Auswirkung hätte die Ansiedlung auf die durch die Konversion eigentlich 
eingeplante Gewerbefläche (bitte ebenfalls differenziert nach den oben genannten 
Standort-Optionen)?  

6. Welche Auswirkungen würden infolge der oben genannten Punkte für die Einnahmen aus 
Gewerbe- und Einkommenssteuer entstehen?  

7. Welche Auswirkungen ergeben sich durch eine Ansiedlung der Bundeswehr für die geplante 
Übernahme des Ankerzentrums durch die Stadt Bamberg bis zum Jahr 2035?  
7.1 Kann die Fläche auch bei einer Ansiedlung der Bundeswehr noch wie angekündigt 

erworben werden oder wird die Entwicklung durch die Ansiedlung beeinträchtigt?  
7.2 Wie wirkt sich die unmittelbare Nachbarschaft einer Kaserne bzw. einer Polizeischule 

und das dann in 20 Jahren gereifte Image als Flüchtlingsunterkunft auf das geplante  
Wohngebiet auf dem Areal des Ankerzentrums aus und trägt die Forderung der BlmA 
solchen potenziellen Wertminderungsgründen ausreichend Rechnung? Könnte man 
den Kaufpreis damit senken?  

8. Welche Auswirkungen würden sich durch die Bundeswehransiedlung für den Umwelt- und 
Naturschutz ergeben (etwa für den Hauptsmoorwald, der in der Vergangenheit durch die 
Wehrmacht und die U.S.-Army in Bamberg stark beansprucht wurde)?  

9. Welche Folgekosten kämen auf die Stadt durch die Schaffung notwendiger Infrastruktur 
zu? 

10. Durch einen Bundeswehrstandort würde sich das Risiko für Bamberg im Fall eines 
Konfliktes oder Krieges zum strategischen Ziel zu werden signifikant erhöhen.  
10.1 Welche konkreten Auswirkungen hätte das für die Stadt generell?  
10.2 Was würde das für die Anwohner der direkten Umgebung bedeuten?  
10.3 Was würde das für die Entwicklung der Immobilienpreise in der direkten Umgebung der 

Kaserne bedeuten?  
10.4 Welche Maßnahmen zum Zivilschutz wären infolgedessen notwendig? 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Der Oberbürgermeister dankt den Anwesenden für das Interesse und Engagement und schließt den 
offiziellen Teil der Bürgerversammlung um 20:24 Uhr.  

 

Bamberg, 25.06.2026 

 

 

 

 


